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K l e i n e  A n f r a g e

Ich frage die Landesregierung:

1.	�Wie viele Anträge auf Prüfungsrücktritt hat es unter Vorlage eines ärztlichen 
Attests in den vergangenen vier Semestern (seit dem Sommersemester 2020) 
an den baden-württembergischen Hochschulen gegeben?

2.	�Wie viele der Prüfungsrücktritte wurden aufgrund von körperlichen und wie 
viele aufgrund von psychischen Beeinträchtigungen beantragt?

3.	�Wie vielen dieser Anträge auf Prüfungsrücktritt wurden von den Prüfungsäm-
tern nicht stattgegeben?

4.	�Was waren die Gründe, weswegen einem ärztlich attestierten Grund für den 
Rücktritt von einer Prüfung widersprochen und der Rücktritt nicht anerkannt 
wurde?

5.	�Nach welcher Vorgabe können die Prüfungsämter das ärztliche Urteil, dass 
eine Prüfung nicht abgeleistet werden kann oder der bzw. die zu Prüfende nicht 
in der Lage war, an der Prüfung teilzunehmen, übergehen?

6.	�Gibt es eine Vorgabe für die Anforderung an Prüfungsordnungen in Baden-
Württemberg, die regelt, welche Informationen das Attest beinhalten muss?
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B e g r ü n d u n g

Aus der Studierendenschaft heraus ist die Kritik zu hören, dass im Falle der Be-
antragung von Prüfungsrücktritten, die kurzfristig oder nachträglich mit ärztlichen 
Attesten begründet werden, die Anerkennungspraxis der Prüfungsämter nicht ein-
heitlich ist und der ärztlichen Beurteilung, dass der oder die zu Prüfende nicht im 
Stande war, die Prüfung abzulegen, in bestimmten Fällen widersprochen wird. 
Mit dieser Kleinen Anfrage soll eruiert werden, inwieweit die Landesregierung 
über solche Fälle informiert ist und welche Möglichkeiten sie anbieten kann, diese 
Konflikte zukünftig zu verhindern.

A n t w o r t

Mit Schreiben vom 20. April 2022 Nr. 22-7812.0/8/1 beantwortet das Ministe-
rium für Wissenschaft, Forschung und Kunst die Kleine Anfrage wie folgt:

Ich frage die Landesregierung:

1.	�Wie viele Anträge auf Prüfungsrücktritt hat es unter Vorlage eines ärztlichen 
Attests in den vergangenen vier Semestern (seit dem Sommersemester 2020) an 
den baden-württembergischen Hochschulen gegeben?

2.	�Wie viele der Prüfungsrücktritte wurden aufgrund von körperlichen und wie 
viele aufgrund von psychischen Beeinträchtigungen beantragt?

3.	�Wie vielen dieser Anträge auf Prüfungsrücktritt wurden von den Prüfungsäm-
tern nicht stattgegeben?

4.	�Was waren die Gründe, weswegen einem ärztlich attestierten Grund für den 
Rücktritt von einer Prüfung widersprochen und der Rücktritt nicht anerkannt 
wurde?

Die Fragen 1 bis 4 werden zusammen beantwortet.

Die nachgefragten Daten werden von den Hochschulen in den Campusmanage-
mentsystemen regelmäßig statistisch nicht erfasst. Vermerkt werden lediglich die 
genehmigten Anträge auf Prüfungsrücktritt. Bei nicht genehmigten Anträgen wird 
die Prüfung als nicht bestanden gewertet und kann im System nicht mehr von 
jenen Fällen unterschieden werden, in denen die Prüflinge eine Prüfung abgelegt, 
aber nicht bestanden haben. Es wäre eine manuelle Auswertung der Prüfungs-
akten vorzunehmen. Die Beantwortung dieser Fragen ist daher mit einem vertret-
baren Aufwand nicht zu leisten.

Zudem waren die Rücktrittsvoraussetzungen in den letzten vier Semestern pande-
miebedingt erweitert, sodass die Zahlen nicht aussagekräftig wären.

5.	�Nach welcher Vorgabe können die Prüfungsämter das ärztliche Urteil, dass 
eine Prüfung nicht abgeleistet werden kann oder der bzw. die zu Prüfende nicht 
in der Lage war, an der Prüfung teilzunehmen, übergehen?

Die Entscheidung, ob ein Prüfling krankheitsbedingt prüfungsunfähig ist, ist Auf-
gabe der Prüfungsbehörde, nicht des Arztes. Die ärztliche Beteiligung beschränkt 
sich nach ständiger Rechtsprechung (BVerwG, Beschluss vom 6. August 1996  
– 6B 17.96 – juris; OVG Berlin-Brandenburg, Beschluss vom 21. Juli 2014 – 
OVG 10 S 5.14 – juris; VGH Baden-Württemberg, Urteil vom 25. November 2016 
– 9 S 75/11 – juris; Niehues/Fischer/Jeremias, Prüfungsrecht, 8. Auflage 2022,  
Rn. 275) darauf, krankhafte Beeinträchtigungen zu beschreiben und darzulegen, 
welche Auswirkungen sie auf das Leistungsvermögen des Prüflings in der konkret 
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abzulegenden Prüfung haben. Die Entscheidung, ob die dargelegten Gründe die 
Annahme rechtfertigen, dass der Prüfling wegen Prüfungsunfähigkeit verhindert 
ist, muss die Prüfungsbehörde in eigener Verantwortung treffen. Dazu benötigt 
die Prüfungsbehörde eine tragfähige Tatsachengrundlage. Der bloße Hinweis des 
Arztes, der Prüfling sei „prüfungsunfähig“ oder eine Arbeitsunfähigkeitsbeschei-
nigung reichen dafür nach der Rechtsprechung nicht aus.

6.	�Gibt es eine Vorgabe für die Anforderung an Prüfungsordnungen in Baden-
Württemberg, die regelt, welche Informationen das Attest beinhalten muss?

Es gibt weder gesetzliche noch untergesetzliche Vorgaben des Wissenschafts-
ministeriums für die Ausgestaltung von Prüfungsordnungen, die regeln, welche 
Informationen ein Attest beinhalten muss. Vielmehr ergeben sich die Anforde-
rungen an ein Attest aus dessen Funktion, die Prüfungsbehörde in die Lage zu 
versetzen, die Rechtsfrage zu beantworten, ob die vorgetragene gesundheitliche 
Beeinträchtigung den Abbruch bzw. Rücktritt von der Prüfung rechtfertigen kann. 
Das Wissenschaftsministerium hat den baden-württembergischen Hochschulen 
jedoch bereits mit dem als Anlage beigefügten Schreiben vom 15. Oktober 2009 
(AZ: 22-0551.2/29/2) auf Anregung des Wissenschaftsausschusses des Landtags 
umfangreiche Hinweise zum Inhalt ärztlicher Atteste und zur datenschutzrecht-
lichen Behandlung übersandter Atteste an die Hand gegeben. Diese Hinweise ha-
ben weiterhin Bestand.

Bauer
Ministerin für Wissenschaft,
Forschung und Kunst
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Anlage
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